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Schwedischer Wald neben dem Westbahnhof 
 

Mit 160 Bäumen und in Regaloptik eröffnet die Möbelkette Ikea Ende August ihre erste Filiale in der Stadt 
Wien – Nach zweijähriger Bauzeit ist 
der 26. August also der große Eröff-
nungstag für den City-Ikea beim 
Wiener Westbahnhof: Das wurde am 
Donnerstag bekanntgegeben. Der 
auffällige Bau mit grüner Fassade, 
geplant von Querkraft Architekten, 
hat sieben Geschoße, fünf davon 
wird Ikea nutzen. Vier kleine Ge-
schäfte (Apotheke, Hörgerätestudio, 
Friseur und Bäckerei), die bereits 
zuvor an dem Standort eingemietet 
waren, werden ebenfalls wieder ein-
ziehen. Auf den beiden obersten Eta-
gen wird die Accor-Marke Jo&Joe 
ein Hotel mit 345 Betten für junge 
Geschäftsreisende betreiben. 

In den Standort wurden 140 Mil-
lionen Euro investiert. Auf die Fra-
ge nach dem erwarteten Umsatz -
volumen sagte Rodolphe de Cam-
pos, Country Finance Manager bei 
Ikea, lediglich, dass es „ein gutes Ge-
schäft“ sein werde. 

Eigene App zum Einkaufen 
Eingekauft wird künftig mittels 

Ikea-App. Damit können Einkaufs-
listen erstellt, einzelne Produkte mit-
tels QR-Code gescannt und an der 
nächsten Kasse bezahlt werden.  

Da Parkplätze lediglich für Fahr-
räder, nicht aber für Pkws zur Ver-
fügung stehen, können nur kleine 

Artikel sofort nach dem Einkauf mit -
genommen werden. Größere Möbel 
werden mit E-Trucks nach Hause 
oder in Abholstationen geliefert. 
„Im Vergleich zu anderen Filialen 
werden dadurch 350.000 Autofahr-
ten, also 1000 Tonnen CO₂, einge-
spart“, sagt Maimuna Mosser, 
Country-Business-Development-
Managerin bei Ikea. Um allen Besu-
chern und Besucherinnen einen si-
cheren Eintritt während der Eröff-
nungsphase zu ermöglichen, ist der 
Eintritt zunächst nur mit elektroni-
schem Einlassticket möglich. 

Derzeit sind die Bauarbeiten noch 
in vollem Gang. Allein die 160 Bäu-

me in der regalartigen Stahlkon -
struktion rund um die Fassade und 
auf der Dachterrasse befinden sich 
bereits an ihren Plätzen. Sie sind in 
weiße, überdimensional große High-
tech-Blumentöpfe eingebettet, die 
die Wurzeln be- und entwässern 
und fest am Stahlskelett verankert 
sind. Zusätzlich sind die Bäume, die 
in Anlehnung an vier schwedische 
Nationalparks ausgewählt wurden, 
mit Stahlseilen fixiert. Sie beschat-
ten das Gebäude und mindern die 
Umgebungstemperatur um bis zu 1,5 
Grad Celsius. Für das Baumkonzept 
allein investierte der Möbelriese 1,2 
Millionen Euro. (jube)

Fünf Etagen bezieht Ikea, die 
oberen zwei mietet ein Hotel.
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Die Klimaschutzaktivisten Katharina Rogenhofer und Florian Schlederer üben scharfe Kritik an den Klimaaussagen 
von Kanzler Sebastian Kurz. Aber auch die Grünen müssen aus ihrer Sicht kompromissloser vorgehen.

STANDARD: Klimaaktivisten bekom-
men oft Gegenwind. Warum trifft das 
Thema einen offenbar wunden Punkt? 
Rogenhofer: Das Klimathema wur-
de lange Zeit stark auf die individu-
elle Ebene reduziert – da nehme ich 
die Klimabewegung nicht aus. Da 
wurde der erhobene Zeigefinger 
ausgepackt und gesagt: Du darfst 
nicht einen Kilometer mit dem Auto 
fahren, du musst nachhaltig einkau-
fen – sonst bist du ein Umweltsün-
der. Ich glaube, diese Betroffenheit 
wird jetzt bewusst genutzt. Viele 
Leute denken sich dann, dass Kli-
maschutz eine Selbstkasteiung ist.  

STANDARD: Also mussten auch Kli-
maschützer das Narrativ ändern? 
Rogenhofer: Die große Aufgabe der 
Umweltbewegung ist es, ein Gegen-
narrativ zu schaffen. Wir sind nicht 

K
atharina Rogenhofer und Flo-
rian Schlederer waren von 
Anfang an bei Fridays for Fu-

ture in Österreich dabei und haben 
das Klimavolksbegehren mit auf die 
Beine gestellt. Ihre Erfahrungen und 
den Austausch mit Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft haben sie in 
einem Buch zusammengetragen. In 
Ändert sich nichts, ändert sich alles 
versuchen sie trotz vieler Hürden, 
eine positive Zukunftsvision aufzu-
zeichnen. 

STANDARD: Als Sie die ersten Klima-
demos geplant haben, war Ihre Kritik 
an die türkis-blaue Regierung gerich-
tet. Gibt es in der türkis-grünen Koali-
tion weniger Grund zu demonstrieren? 
Rogenhofer: Nein. Aber es gibt vie-
le Menschen, die das glauben. Das 
war auch eines der Probleme, die 
wir beim Klimavolksbegehren hat-
ten. Viele haben gefragt: Warum soll 
ich das unterschreiben, wenn die 
Grünen eh in der Regierung sind? Es 
wird jetzt viel über das Klima gere-
det, aber noch nicht genug auf den 
Boden gebracht. Das einzige große 
Vorhaben, das durchgegangen ist, 
ist das Erneuerbaren-Ausbau-Ge-
setz. Ein Klimaschutzgesetz und die 
Ökosteuerreform gibt es noch nicht. 
Schlederer: Dabei sind die gesell-
schaftlichen Wünsche nirgends so 
sichtbar, wie wenn sie auf der Stra-
ße geäußert werden. Deshalb wäre 
der Druck enorm wichtig, um etwas 
voranzubringen.  

STANDARD: Ihr Buch ist gewisserma-
ßen eine Abrechnung mit Österreichs 
Klimapolitik. Was halten Sie vom ak-
tuellen Kurs? 
Rogenhofer: Das Regierungspro-
gramm legt wichtige Punkte fest, in 
der Abarbeitung ist aber noch sehr 
wenig passiert. Ich glaube, dass es 
zum Teil sowohl am Willen zur Um-
setzung mangelt als auch am Wis-
sen um die Dringlichkeit. Noch gibt 
es viele Blockierer, wie zum Beispiel 
die Wirtschaftskammer, die jegli-
chen Vorstoß im Klimaschutz als 
„ideologische Bestrafungsfantasien“ 
abtut. Und einen Kanzler, der sagt, 
wir seien auf dem Weg zurück in die 
Steinzeit, und selbst steinzeitliche 
Maßnahmen vorschlägt.  

STANDARD: Die ÖVP wird nicht am 
Klimaschutz gemessen werden, die 
Grünen schon. Setzen sie sich ausrei-
chend durch? 
Rogenhofer: Es ist ein Bohren har-
ter Bretter, weil wir 30 Jahre verfehl-
ter Klimapolitik aufzuholen haben. 
Dennoch wäre es wichtig, dass die 
Grünen kompromissloser vorgehen. 
Es ist nicht nur ein Bremsen der 
ÖVP. Die Grünen müssen mehr Ge-

wicht in die Waagschale werfen. 
Trotzdem will ich die ÖVP nicht aus-
nehmen – denn auch unter ihren 
Wählerinnen und Wählern war Kli-
maschutz ein bestimmendes The-
ma. Mutige Klimapolitik wäre also 
im Sinne beider Parteien. 

STANDARD: In Ihrem Buch kritisieren 
Sie, dass über Corona klarer kommu-
niziert wurde als über die Klimakrise. 
Wie erklären Sie sich das? 
Schlederer: Corona wirkte im ersten 
Moment akuter. Man dachte, in der 
nächsten Woche geht die Welt un -
ter. Das Klimathema wirkt weiter 
entfernt. Außerdem war bei Corona 
allen politischen Parteien klar, dass 
es sich um eine Ausnahmesituation 
handelt. Dementsprechend wurde 
kommuniziert – auch in den Me-
dien. Beim Klimaschutz gibt es eine 
Altlast, er wird von manchen Partei-
en nicht ernst genommen. 
Rogenhofer: Außerdem sind die 
Zeitspannen, in denen wir denken, 
viel zu lang. Klimaneutralität 2040 
hört sich noch weit entfernt an – in 
Wirklichkeit müssen wir aber jetzt 
handeln.  

Propheten des Untergangs und des 
Verzichts. Es geht um eine Umge-
staltung der Welt und im besten Fall 
um eine bessere Zukunft. Wir müs-
sen Optionen aufzeigen, die Lust auf 
diese Zukunft machen. 

STANDARD: Viele Politiker argumen-
tieren, dass Österreich so klein ist und 
im Klimaschutz nichts bewegen kann. 
Was sagen Sie dazu? 
Schlederer: Das Argument ist fin-
giert. Dann würde nie jemand be-
ginnen, weil alle zu klein sind. Man 
könnte China in lauter Stücke mit 
der Einwohnerzahl Österreichs auf-
teilen – dann würde übrigens jedes 
Mini-China deutlich weniger emit-
tieren als Österreich. Die könnten 
dann auch alle sagen, sie sind so 
klein, sie müssen nichts tun. 
Rogenhofer: Außerdem bringt uns 
Klimaschutz vor Ort im besten Fall 
mehr Lebensqualität: Wir haben 
Grünraum in Städten, kommen öf-
fentlich gut von A nach B und bezie-
hen Energie aus Sonne und Wind. 

STANDARD: Das kostet alles auch. 
Rogenhofer: Gewisse Sachen wer-

den zum Beispiel durch eine CO₂-
Steuer teurer werden. Die Frage ist, 
wie klug die Politik das angeht. 
Durch die Steuer werden auch ge-
ringverdienende Haushalte mehr 
belastet, man kann sie aber durch 
einen Klimabonus entlasten. Es 
kommt zu einer Umverteilung: Die, 
die wirklich viel CO₂ produzieren, 
also Haushalte mit großen Häusern 
und zwei Autos, tragen dann auch 
die größeren Lasten. Es ist absurd, 
dass wir derzeit in einer Welt leben, 
in der klimafreundliches Verhalten 
ein Privileg ist, weil wir viel Zeit da-
für aufwenden müssen. 

STANDARD: Kanzler Sebastian Kurz 
meint, Klimaschutz sei ohne Verzicht 
möglich. Stimmen Sie dem zu? 
Schlederer: Verbote und Verzicht 
sind eine Taktik, um Angst davor zu 
machen, Klimaschutz zu betreiben. 
Wenn wir bei einer roten Ampel ste-
hen bleiben, damit Kinder queren 
können, regen wir uns auch nicht 
über das Verbot auf. In einer Gesell-
schaft braucht es bei gewissen Din-
gen Verbote, um das gemeinsame 
Leben zu strukturieren. Es funktio-
niert nicht, wenn man nur an die 
Freiwilligkeit appelliert. 
Rogenhofer: Um auf Kurz’ Aussagen 
zur Innovation zurückzukommen: 
Es gibt fast nichts Besseres, um In-
novation anzustoßen, als gewisse 
Verbote einzuführen. Hätten wir 
beim Verbrennungsmotor schon 
früher ein Aus-Datum gesetzt, wäre 
die Wirtschaft angesprungen und 
hätte nach Alternativen gesucht. 
Jetzt ist es der Markt, der das ent-
scheidet.  

STANDARD: Bei wem liegt die Verant-
wortung? 
Schlederer: Verantwortung haben 
alle: wir als Zivilgesellschaft, um 
Druck aufzubauen und die richtigen 
Parteien im Sinne des Klimaschut-
zes zu wählen. Und die Politiker 
selbst müssen einen Plan machen, 
wie die Klimawende in den nächs-
ten 20 Jahren funktionieren kann, 
und die Wirtschaft vorbereiten. 
Rogenhofer: Wenn wir uns klima-
freundlich verhalten wollen, stoßen 
wir oft an Grenzen – ob als Unter-
nehmen oder vor dem Supermarkt-
regal. Es liegt an der Politik, die Rah-
menbedingungen zu schaffen, da-
mit klimafreundliches Verhalten das 
einfachste und billigste ist. 

KATHARINA ROGENHOFER (27) studierte 
Zoologie und Umweltmanagement und 
übernahm die Leitung des Klimavolks -
begehrens. Zusammen mit dem Physiker 
und Philosophen FLORIAN SCHLEDERER 
(28) organisierte sie zahlreiche Fridays-
for-Future-Proteste.

„Wir sind nicht Propheten des Verzichts“

INTERVIEW: Nora Laufer

Schlederer und Rogenhofer 
halten beide nichts von dem 
Argument, Österreich könne 

als kleines Land im 
Klimaschutz nichts beitragen. 
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